
Grundlagen zur Förderung von Schülern und zur Zusammenarbeit von 
Schule mit außerschulischen Institutionen im Schulgesetz und dazugehörigen 
Verordnungen 

HschG (Hessisches Schulgesetz) Fassung von September 2011

§ 2 Bildungs- und Erziehungsauftrag der Schule
(1) Schulen im Sinne dieses Gesetzes sind für die Dauer bestimmte 
Bildungseinrichtungen, in denen …  Unterricht planmäßig …  erteilt wird und 
Erziehungsziele verfolgt werden.

(2) Die Schulen sollen die Schülerinnen und Schüler befähigen, in Anerkennung 
der Wertordnung des Grundgesetzes und der Verfassung des Landes Hessen
1. die Grundrechte für sich und andere wirksam werden zu lassen, eigene Rechte 
zu wahren und die Rechte anderer auch gegen sich selbst gelten zu lassen,
4. die Beziehungen zu anderen Menschen nach den Grundsätzen der Achtung und 
Toleranz, der Gerechtigkeit und der Solidarität zu gestalten,
7. Menschen anderer Herkunft, Religion und Weltanschauung vorurteilsfrei zu 
begegnen und somit zum friedlichen Zusammenleben verschiedener Kulturen 
beizutragen sowie für die Gleichheit unddas Lebensrecht aller Menschen 
einzutreten, 

(3) Die Schule soll den Schülerinnen und Schülern die dem Bildungs- und 
Erziehungsauftrag entsprechenden Kenntnisse, Fähigkeiten und Werthaltungen 
vermitteln. 

§ 3 Grundsätze für die Verwirklichung
(3) Die Schule darf keine Schülerin und keinen Schüler wegen des Geschlechts, 
der Abstammung, der Rasse, der Sprache, der Heimat und Herkunft, einer 
Behinderung, des Glaubens und der religiösen oder politischen Anschauungen 
benachteiligen oder bevorzugen.
 
(5) In Verwirklichung ihres Bildungs- und Erziehungsauftrags entwickeln die 
Schulen ihr eigenes pädagogisches Konzept und planen und gestalten den 
Unterricht und seine Organisation selbstständig. Die einzelne Schule legt die 
besonderen Ziele und Schwerpunkte ihrer Arbeit in einem Schulprogramm fest. 
Sie ist für die Erfüllung des Bildungs- und Erziehungsauftrags verantwortlich.

(6) Die Schule ist so zu gestalten, dass die gemeinsame Erziehung und das 
gemeinsame Lernen aller Schülerinnen und Schüler in einem möglichst hohen 
Maße verwirklicht wird und jede Schülerin und jeder Schüler unter 
Berücksichtigung der individuellen Ausgangslage in der körperlichen, sozialen und
emotionalen sowie kognitiven Entwicklung angemessen gefördert wird.
Es ist Aufgabe der Schule, drohendem Leistungsversagen und anderen 
Beeinträchtigungen des Lernens, der Sprache sowie der körperlichen, sozialen und
emotionalen Entwicklung mit vorbeugenden Maßnahmen entgegenzuwirken.



(10) Die Schule arbeitet mit den Jugendämtern zusammen.

(12) Die Schule muss in ihren Unterrichtsformen und Methoden dem Ziel gerecht 
werden, Schülerinnen und Schüler zur Selbsttätigkeit zu erziehen. Zur Erfüllung 
des Bildungs- und Erziehungsauftrags der Schule wirken die Beteiligten, 
insbesondere Eltern, Lehrerinnen und Lehrer sowie Schülerinnen und Schüler, 
zusammen. Alle Beteiligten müssen schulische Angebote und das Schulleben so 
gestalten können, dass die Schule in die Lage versetzt wird, ihrem Auftrag je
nach örtlichen Gegebenheiten gerecht zu werden. 

§ 49 Anspruch auf sonderpädagogische Förderung
 (1) Kinder und Jugendliche, die zur Gewährleistung ihrer körperlichen, sozialen 
und emotionalen sowie kognitiven Entwicklung in der Schule 
sonderpädagogischer Hilfen bedürfen, haben einen Anspruch auf 
sonderpädagogische Förderung. 

(3) Die sonderpädagogische Förderung erfolgt für jede Schülerin und jeden 
Schüler auf der Grundlage eines individuellen Förderplans. Nach Maßgabe des § 
54 stellt die Schule im individuellen Förderplan Art und Umfang der Förderung 
dar. Der Förderplan wird regelmäßig fortgeschrieben.

§ 50 Förderauftrag und Förderschwerpunkte
(1) Die allgemeinen Schulen und die Förderschulen haben den gemeinsamen 
Auftrag, bei der Rehabilitation und Integration der Kinder und Jugendlichen mit 
Anspruch auf sonderpädagogische Förderung in die Gesellschaft mitzuwirken und 
dabei mit den Behörden und Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe und den 
Trägern der Sozialhilfe zusammenzuarbeiten. Dabei haben die 
sonderpädagogischen Beratungs- und Förderzentren, die nach § 53 Abs. 2 an 
Förderschulen eingerichtet worden sind, besondere Bedeutung. Der Erfüllung des 
Auftrags dienen insbesondere Maßnahmen der Prävention und Minderung von 
Beeinträchtigungen sowie Maßnahmen der Förderung von Schülerinnen und 
Schülern in der allgemeinen Schule. Die Maßnahmen sind in Zusammenarbeit von
allgemeiner Schule, Förderschule und sonderpädagogischen Beratungs- und 
Förderzentren zu entwickeln.
(2) Zu den vorbeugenden Maßnahmen gehören weitere Fördersysteme wie zum 
Beispiel Angebote der dezentralen Erziehungshilfe und der Sprachheilförderung. 

§ 51 Inklusive Beschulung in der allgemeinen Schule
(1) Inklusive Beschulung von Schülerinnen und Schülern mit Anspruch auf 
sonderpädagogische Förderung und ohne diesen Förderanspruch findet als 
Regelform in der allgemeinen Schule in enger Zusammenarbeit mit dem 
zuständigen sonderpädagogischen Beratungs- und Förderzentrum und 
gegebenenfalls unter Beteiligung der Förderschule statt. Bei der Planung und 
Durchführung der inklusiven Beschulung wirken Förderschullehrkräfte und 
Lehrkräfte der allgemeinen Schulen entsprechend dem individuellen Förderplan 
nach § 49 Abs. 3 zusammen. Die Beratung für die inklusive Beschulung erfolgt 
durch das zuständige sonderpädagogische Beratungs- und Förderzentrum und die 
Schulaufsichtsbehörde. 



§ 53 Förderschulen
(3) Bei der Zusammenarbeit von Förderschulen mit allgemeinen Schulen ist das 
Ziel, die Schülerinnen und Schüler optimal zu fördern, um im Rahmen der 
Möglichkeiten besonderen Förderbedarf zu vermindern oder zu beseitigen. Dies 
schließt auch das Erreichen eines zielgleichen Schulabschlusses ein.

§ 54 Beschulung bei Anspruch auf sonderpädagogische Förderung
(2) Kommt ein Anspruch auf sonderpädagogische Förderung bei einer Schülerin 
oder einem Schüler in Betracht und reichen allgemeine Maßnahmen der 
Prävention und der Förderung nicht aus oder sind solche nicht möglich, soll die 
Schulleiterin oder der Schulleiter der allgemeinen Schule nach Anhörung der 
Eltern im Benehmen mit der Schulaufsichtsbehörde über Art, Umfang
und Organisation der sonderpädagogischen Förderung entscheiden, andernfalls gilt
§ 93 Abs. 1 Satz 2 entsprechend. eingerichtet. 

VOSB (Verordnung über Unterricht, Erziehung und sonderpädagogische 
Förderung von Schülerinnen und Schülern mit Beeinträchtigungen oder 
Behinderungen) Fassung vom Mai 2012

§ 1 Bildung und Erziehung in der allgemeinen Schule
(1) Die Förderung der einzelnen Schülerin und des einzelnen Schülers ist Prinzip 
der gesamten schulischen Arbeit. Jedes Kind soll mit anderen Kindern zusammen 
gefördert werden. Die individuelle Förderung ist in den Gesamtzusammenhang 
schulischer Lernförderung zu stellen.
(2) Die allgemeine Schule ist bei Ausschöpfung ihrer personellen, räumlichen und 
sächlichen Möglichkeiten so zu gestalten, dass die gemeinsame Erziehung und das
gemeinsame Lernen aller Schülerinnen und Schüler in einem möglichst hohen 
Maß an aktiver Teilhabe verwirklicht und jede Schülerin und jeder Schüler unter 
Berücksichtigung der individuellen Ausgangslage in der körperlichen, sozialen und
emotionalen, sprachlichen sowie kognitiven Entwicklung angemessen gefördert 
wird.

§ 2 Vorbeugende Maßnahmen als Aufgabe der allgemeinen Schule
(1) Die allgemeine Schule trifft vorbeugende Maßnahmen, um drohendem 
Leistungsversagen und anderen Beeinträchtigungen des Lernens, der Sprache 
sowie der körperlichen, sozialen und emotionalen Entwicklung der Schülerinnen 
und Schüler entgegenzuwirken und ihre Auswirkungen zu verringern.

(2) Unbeschadet des Abs. 1 gewährt die allgemeine Schule Hilfen in Form eines 
Nachteilsausgleichs nach § 7 der Verordnung zur Gestaltung des 
Schulverhältnisses vom 19. August 2011 (ABl. S. 546) in der jeweils geltenden 
Fassung. Bei Schülerinnen und Schülern mit einer nur vorübergehenden 
Funktionsbeeinträchtigung (z. B. Armbruch) oder mit Behinderungen, die eine 
Unterrichtung mit einer der allgemeinen Schule entsprechenden Zielsetzung 
zulassen, ist bei mündlichen, schriftlichen, praktischen und sonstigen 
Leistungsanforderungen auf deren besondere Bedürfnisse durch individuelle 
Fördermaßnahmen angemessen Rücksicht zu nehmen. Auf Antrag ist ihnen ein 



Nachteilsausgleich zu gewähren oder eine differenzierte Leistungsanforderung zu 
stellen. Hilfen nach Satz 1 sind vorrangig gegenüber sonderpädagogischen 
Angeboten nach § 3 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 bis 8 sowie § 4. Umfang und Form eines 
gewährten Nachteilsausgleichs werden in den individuellen Förderplan 
aufgenommen. Die Regelungen der Verordnung zur Gestaltung des 
Schulverhältnisses zur Förderung von Schülerinnen und Schülern mit besonderen 
Schwierigkeiten beim Lesen, Rechtschreiben oder Rechnen bleiben unberührt.
(3) Hilfen nach Abs. 2 Satz 1 sind insbesondere
1. besondere Regelungen für Leistungsfeststellungen wie etwa verlängerte 
Arbeitszeiten bei Klassenarbeiten und Lernstandserhebungen,
2. Bereitstellen und Zulassen spezieller technischer und didaktisch-methodischer 
Hilfs- und Arbeitsmittel wie etwa Wörterbuch, Computer und Audiohilfen,
3. Nutzung methodisch-didaktischer Hilfen wie etwa Lesepfeil, größere Schrift, 
spezifisch gestaltete Arbeitsblätter,
4. differenzierte Aufgabenanforderungen, insbesondere bei besonderen 
Schwierigkeiten in den Fächern Deutsch, Fremdsprache oder - in der Grundstufe - 
beim Rechnen,
5. mündliche statt schriftlicher Prüfungen und umgekehrt,
6. unterrichtsorganisatorische Veränderungen wie etwa individuell gestaltete 
Pausenregelungen, individuelle Arbeitsplatzorganisation, individuelle personelle 
Unterstützung oder Verzicht auf Mitschrift von Tafeltexten,
7. differenzierte Hausaufgabenstellungen,
8. individuelle Übungen.
(4) Jugendhilfemaßnahmen gemäß des Achten Buches Sozialgesetzbuch und 
Hilfen zur angemessenen Schulbildung nach den §§ 54 und 55 des Zwölften 
Buches Sozialgesetzbuch, die vom Jugend- oder Sozialhilfeträger zum Abbau oder
zur Milderung von Beeinträchtigungen oder Behinderungen junger Menschen 
geleistet werden, sowie apparative Hilfsmittel von Krankenkassen und weitere 
außerschulische Hilfen sind in die schulischen Angebote von Unterricht und 
Erziehung angemessen zu integrieren. Über die Gewährung außerschulischer 
Hilfen entscheidet der jeweilige Träger in eigener Zuständigkeit. Die Schulen 
unterstützen diese Hilfen durch eine Zusammenarbeit mit den außerschulischen 
Trägern und gegebenenfalls mit einer Stellungnahme. Den Eltern kann empfohlen 
werden, auf außerschulische Maßnahmeträger zuzugehen.

§ 3 Sonderpädagogische Beratungsangebote als vorbeugende Maßnahmen

§ 5 Individuelle Förderplanung
(4) Maßnahmen außerschulischer Institutionen werden in den Förderplan 
aufgenommen und gegebenenfalls mit den Förderzielen abgestimmt, sofern die 
außerschulische Institution dem zustimmt. Außerschulische Einrichtungen können 
so mit ihren ergänzenden Maßnahmen in die pädagogische Gesamtkonzeption 
eingebunden werden. Hierzu zählen insbesondere
1. Maßnahmen der Jugendhilfe,
2. Maßnahmen der Eingliederungshilfe,
3. Maßnahmen durch externe Therapieeinrichtungen.

§ 6 Beratung und Information der Eltern
(1) Die Eltern sind umfassend insbesondere über den Lern- und Entwicklungsstand
ihres Kindes, auftretende Probleme, schulische und außerschulische 



Fördermaßnahmen und Unterstützungsmöglichkeiten sowie den individuellen 
Förderplan zu informieren und zu beraten. In dem Beratungsgespräch sind die 
Vorschläge der Eltern zur Förderung ihres Kindes zu erörtern. Unterrichts- und 
Erziehungsziele werden mit den Eltern besprochen. Im Vorfeld der Einrichtung 
eines Förderausschusses nach den §§ 9 und 10 sind die Eltern über das 
Entscheidungsverfahren, die in Frage kommenden Förderangebote sowie deren 
Zielsetzung und mögliche Auswirkungen auf die künftige Beschulung zu 
informieren. Ihnen ist nach Möglichkeit Gelegenheit zur Hospitation zu geben. Die
Beratung erfolgt durch die zuständige oder die besuchte Schule und das 
sonderpädagogische Beratungs- und Förderzentrum oder eine damit beauftragte 
Förderschule. Ist ein Antrag auf Aufnahme in eine Förderschule gestellt, so erfolgt 
die Beratung auch durch diese.
(2) Die förderdiagnostische Stellungnahme nach § 9 Abs. 2, die im Vorfeld des 
Förderausschusses erstellt wird, ist das Ergebnis einer Untersuchung nach § 71 des
Schulgesetzes. Die förderdiagnostische Stellungnahme und vorliegende Gutachten 
sind den Eltern auszuhändigen und zu erläutern.
(3) Zusätzliche Fördermaßnahmen nach § 4 bedürfen vor Beginn der Maßnahme 
der Einwilligung der Eltern. Ihre Mitwirkung ist anzustreben.
(4) Werden Fördermaßnahmen nach den §§ 3 und 4 beendet, sind die Eltern 
hierüber durch die Schulleitung der besuchten Schule zu informieren.

VOGSV (Verordnung zur Gestaltung des Schulverhältnisses) Fassung vom Juni 
2014 

§ 5 Anspruch auf Förderung und Fördermaßnahmen durch die Schule
Schülerinnen und Schüler haben Anspruch auf individuelle Förderung durch die 
Schule (§ 3 Abs. 6 Hessisches Schulgesetz). Fördermaßnahmen können 
anlassbezogen beschlossen werden, ihre Grundlage in individuellen Förderplänen 
nach den §§ 6 und 40 oder den Zielen nach § 45 haben oder Teil eines 
schulbezogenen Förderkonzeptes nach den §§ 37 Abs. 4 und 48 Abs. 4 sein. Für 
einzelne Schulformen und Schulstufen getroffene besondere Regelungen zur 
individuellen Förderung bleiben unberührt.

§ 6 Individuelle Förderpläne durch die Schule
(1) Individuelle Förderpläne im Sinne der Verordnung sind schülerbezogene Pläne,
die anlassbezogen individuell die besonderen Fördermaßnahmen der Schule nach §
5 Satz 1 konkretisieren. Förderpläne sollen die konkreten Maßnahmen der Schule 
beschreiben. In ihnen sind der Entwicklungsstand und die Lernausgangslage, 
individuelle Stärken und Schwächen, Förderchancen und Förderbedarf, 
Förderaufgaben, Fördermaßnahmen und Förderziele festzuhalten. Der Förderplan 
ist den Eltern und der Schülerin oder dem Schüler zur Kenntnis zu geben und mit 
diesen zu besprechen.

§ 7 Nachteilsausgleich, Leistungsfeststellung und Leistungsbewertung bei 
Schülerinnen und Schülern mit Funktionsbeeinträchtigungen oder 
Behinderungen



(1) Bei Schülerinnen und Schülern mit einer nur vorübergehenden 
Funktionsbeeinträchtigung (z. B. Armbruch) oder mit Behinderungen, die eine 
Unterrichtung mit einer der allgemeinen Schule entsprechenden Zielsetzung 
zulassen, ist bei mündlichen, schriftlichen, praktischen und sonstigen 
Leistungsanforderungen auf deren besondere Bedürfnisse durch individuelle 
Fördermaßnahmen angemessen Rücksicht zu nehmen. Auf Antrag ist ihnen ein 
Nachteilsausgleich zu gewähren oder von den allgemeinen Grundsätzen der 
Leistungsfeststellung oder Leistungsbewertung abzuweichen. Hilfen in Form eines
Nachteilsausgleichs oder des Abweichens von den allgemeinen Grundsätzen der 
Leistungsfeststellung sind vorrangig vor dem Abweichen von den allgemeinen 
Grundsätzen der Leistungsbewertung, können in begründeten Einzelfällen aber 
auch nebeneinander gewährt werden.
(2) Formen des Nachteilsausgleichs nach Abs. 1 sind Differenzierungen 
hinsichtlich der Art und Weise der Leistungserbringung oder der äußeren 
Bedingungen entsprechend den Beeinträchtigungen oder Schwierigkeiten der 
jeweiligen Schülerin oder des jeweiligen Schülers. Dies können insbesondere 
folgende Maßnahmen sein:
1. verlängerte Bearbeitungszeiten, etwa bei Klassenarbeiten und 
Lernstandserhebungen,
2. Bereitstellen oder Zulassen spezieller technischer Hilfs- oder Arbeitsmittel wie 
Computer ohne Rechtschreibüberprüfung und Audiohilfen,
3. Nutzung methodisch-didaktischer Hilfen wie Lesepfeil, größere Schrift, 
spezifisch gestaltete Arbeitsblätter,
4. unterrichtsorganisatorische Veränderungen, beispielsweise individuell gestaltete 
Pausenregelungen, individuelle Arbeitsplatzorganisation, individuelle personelle 
Unterstützung, Verzicht auf Mitschrift von Tafeltexten,
5. differenzierte Hausaufgabenstellung,
6. individuelle Sportübungen.
Ein Vermerk über den gewährten Nachteilsausgleich ist in Arbeiten und 
Zeugnissen nicht aufzunehmen.
(3) Ein Abweichen von den allgemeinen Grundsätzen der Leistungsfeststellung 
beinhaltet Differenzierungen hinsichtlich der Leistungsanforderungen bei gleich 
bleibenden fachlichen Anforderungen. Dies können insbesondere folgende 
Maßnahmen sein:
1. differenzierte Aufgabenstellung, insbesondere auch bei besonderen 
Schwierigkeiten in den Fächern Deutsch, Fremdsprachen oder - in der 
Grundschule - beim Rechnen,
2. mündliche statt schriftliche Arbeiten, z. B. eine Arbeit auf Band sprechen,
3. individuelle Sportübungen.
Ein Vermerk über das Abweichen von den allgemeinen Grundsätzen der 
Leistungsfeststellung ist in Arbeiten und Zeugnissen nicht aufzunehmen.
(4) Ein Abweichen von den allgemeinen Grundsätzen der Leistungsbewertung 
beinhaltet Differenzierungen hinsichtlich der Leistungsanforderungen verbunden 
mit geringeren fachlichen Anforderungen. Die fachlichen Anforderungen an 
Abschlussprüfungen bleiben unberührt. Folgende Maßnahmen kommen 
insbesondere in Betracht:
1. differenzierte Aufgabenstellung, insbesondere auch bei besonderen 
Schwierigkeiten in den Fächern Deutsch, Fremdsprachen oder - in der 
Grundschule - beim Rechnen,
2. mündliche statt schriftliche Arbeiten, z. B. einen Aufsatz auf Band sprechen 



(Rechtschreibleistung entfällt),
3. stärkere Gewichtung mündlicher Leistungen, insbesondere in Deutsch und den 
Fremdsprachen,
4. zeitweiser Verzicht auf eine Bewertung der Lese-, Rechtschreib- oder - in der 
Grundschule - der Rechenleistung in allen betroffenen Fächern,
5. Nutzung des pädagogischen Ermessensspielraumes bei Aussetzung der 
Notengebung für ein Fach,
6. Bereitstellen oder Zulassen spezieller technischer und didaktischer Hilfs- oder 
Arbeitsmittel wie Wörterbuch, Computer mit Rechtschreibüberprüfung, aufgrund 
derer keine Rechtschreibleistung erbracht wird,
7. individuelle Sportübungen.
Es erfolgt eine verbale Aussage in den Arbeiten und Zeugnissen, dass von den 
allgemeinen Grundsätzen der Leistungsbewertung abgewichen wurde.
(5) Die Entscheidung über die Gewährung und die Dauer eines 
Nachteilsausgleichs oder das Abweichen von den allgemeinen Grundsätzen der 
Leistungsfeststellung oder Leistungsbewertung trifft die Klassenkonferenz auf 
Antrag der Eltern, bei volljährigen Schülerinnen und Schülern auf deren Antrag 
oder auf eigene Initiative. Wird die Klassenkonferenz von sich aus tätig, sind die 
Eltern oder die volljährige Schülerin oder der volljährige Schüler vor der 
Entscheidung anzuhören. Besteht für die Schülerin oder den Schüler ein 
Förderplan, sind Hinweise auf die Gewährung eines Nachteilsausgleichs oder auf 
das Abweichen von den allgemeinen Grundsätzen der Leistungsfeststellung oder 
Leistungsbewertung in diesen aufzunehmen. Die Eltern sowie die Schülerin oder 
der Schüler sind über die Klassenkonferenzbeschlüsse zu informieren.
(6) Bei Abschlussprüfungen entscheidet die Prüfungskommission nach 
Kenntnisnahme des jeweiligen individuellen Förderplans, ob ein 
Nachteilsausgleich zu gewähren ist oder ob von den allgemeinen Grundsätzen der 
Leistungsfeststellung abgewichen wird. § 31 Abs. 2 OAVO bleibt unberührt. In 
den Fällen, in denen zum Zeitpunkt des schriftlichen Abschnitts einer 
Abschlussprüfung noch keine Prüfungskommission eingerichtet wurde oder keine 
Prüfungskommission zu bilden ist, entscheidet die Klassenkonferenz unter dem 
Vorsitz der Schulleiterin oder des Schulleiters über die Gewährung. Über die 
Entscheidung ist die Schulaufsichtsbehörde zu unterrichten. Bei 
Abschlussprüfungen ist dem Kultusministerium rechtzeitig vor der Prüfung über 
die Entscheidung, die ein Abweichen von den allgemeinen Grundsätzen der 
Leistungsfeststellung beinhaltet, zu berichten. Ein Abweichen von den 
Grundsätzen der Leistungsbewertung ist bei Abschlussprüfungen ausgeschlossen.

VOBGM (Verordnung zur Ausgestaltung der Bildungsgänge und 
Schulformen der Grundstufe (Primarstufe) und der Mittelstufe 
(Sekundarstufe I) und der Abschlussprüfungen in der Mittelstufe), Juni 2008 
§ 1 Aufgaben und Ziele der Bildungsgänge
 (1) Die der Grundschule in § 17 des Hessischen Schulgesetzes zugewiesene 
Aufgabe grundlegender Bildung für alle Mädchen und Jungen umfasst die 
Vermittlung von Grundkenntnissen, Grundfertigkeiten und Grundfähigkeiten 
sowie die Vorbereitung der Schülerinnen und Schüler auf die Fortsetzung ihres 
Bildungsweges in den weiterführenden Bildungsgängen. Nach § 3 Abs. 9 des 
Hessischen Schulgesetzes ist der Bildungs- und Erziehungsauftrag der 



Grundschule auf die bestmögliche Entfaltung der Persönlichkeit der
Schülerinnen und Schüler gerichtet und schließt die Sorge um ihr physisches und 
psychisches Wohl mit ein. Drohendem Leistungsversagen und anderen 
Beeinträchtigungen des Lernens ist nach § 50 des Hessischen Schulgesetzes mit 
vorbeugenden Maßnahmen entgegenzuwirken.
Die Grundschule hat daher auch sozialpädagogische und präventive Aufgaben. 

(2) Die Bildungsgänge und Schulformen der Mittelstufe (Sekundarstufe I) 
vermitteln im Rahmen des Bildungs- und Erziehungsauftrages des § 2 des 
Hessischen Schulgesetzes eine gemeinsame wissenschaftsorientierte, 
praxisbezogene Grundbildung unter Einbindung der Berufsorientierung und 
fördern die Entwicklung von Begabungs- und Leistungsschwerpunkten der 
einzelnen Schülerinnen und Schüler unter Berücksichtigung individueller 
Lernmöglichkeiten und Lerninteressen. Durch gemeinsame Lernerfahrung wird
das gegenseitige Verstehen und die Bereitschaft zur Zusammenarbeit 
weiterentwickelt. 

§ 2 Fördermaßnahmen und Lernförderung
(1) Die Förderung der einzelnen Schülerin und des einzelnen Schülers ist Prinzip 
des gesamten Unterrichts und Aufgabe der gesamten schulischen Arbeit. Jedes 
Kind soll mit anderen Kindern zusammen und auch durch sie gefördert werden. 
Die individuelle Förderung ist in den Gesamtzusammenhang schulischer 
Lernförderung zu stellen. Die Erstellung von individuellen Förderplänen richtet 
sich nach den Regelungen der Verordnung zur Gestaltung des Schulverhältnisses 
vom 19. August 2011 (ABl. S. 546) in der jeweils geltenden Fassung.
(2) Unterschiede in den Begabungen und Neigungen, im Lern-, Arbeits- und 
Sozialverhalten sind als individuelle Entwicklungschance zu sehen. Ihnen ist durch
ein differenziertes Lernangebot und einen binnendifferenzierenden Unterricht 
Rechnung zu tragen. Hierbei gilt es auch, das Selbstwertgefühl, das 
Selbstvertrauen in die eigene Leistung und die Leistungsfreude der Schülerin oder 
des Schülers zu stärken.
(3) Die Gesamtkonferenz soll durch die Entwicklung eines schulischen 
Förderkonzeptes nach den Grundsätzen des Schulprogramms eine gemeinsame 
pädagogische Orientierung des Kollegiums sichern sowie die Kontinuität von 
Unterrichts- und Erziehungsprozessen gewährleisten. Die Lernförderung muss sich
an den Curricula des Regelunterrichts orientieren. Sie soll nicht nur Lerndefizite 
beheben, sondern Lernbereitschaft und Lernfähigkeit insgesamt weiterentwickeln 
und fördern sowie Begabungs- und Leistungsschwerpunkte unterstützend begleiten
und besondere Begabungen fördern.

(4) Förderunterricht ist in der Regel als binnendifferenzierte Maßnahme zu 
organisieren. Über die allgemeine Lernförderung nach Abs. 1 hinausgehende 
besondere Fördermaßnahmen sind
- zeitlich begrenzte Hilfen zur Überwindung von Lerndefiziten,
- Fördermaßnahmen zur Behebung partieller Lernausfälle oder Sprachdefizite 
insbesondere bei Schülerinnen und Schülern mit Migrationshintergrund,

(5) Fördermaßnahmen nach Abs. 4 sollen ihre Grundlage in zu erstellenden 
Förderplänen für die einzelnen Kinder haben.
(6) Die Schule nimmt nach Maßgabe der besonderen Regelungen über Unterricht, 



Erziehung und sonderpädagogische Förderung von Schülerinnen und Schülern mit 
Beeinträchtigungen oder Behinderungen die Aufgabe wahr, durch vorbeugende 
Maßnahmen einer drohenden Beeinträchtigung der Schülerinnen und Schüler 
entgegenzuwirken und ihre Auswirkungen zu verringern sowie Kinder mit 
Anspruch auf sonderpädagogische Förderung im inklusiven Unterricht zu fördern. 

§ 3 Kooperation und Koordination in der Schule
Eine enge Zusammenarbeit aller Lehrkräfte, insbesondere im Rahmen der 
Lehrerkonferenzen, ist erforderlich. Diese Konferenzen dienen der Abstimmung 
fachübergreifender und erzieherischer Grundsätze, der Koordination der 
Unterrichts- und Erziehungsarbeit durch schuleigene Arbeitspläne, der Abklärung 
von Vorgehensweisen bezüglich der Leistungserziehung und -beurteilung sowie 
der Planung von Fördermaßnahmen. Konferenzen zur Abstimmung 
fachübergreifender didaktischer Grundsätze sind insbesondere bei 
Unterrichtsfächern, die aufgrund ihres engen inhaltlichen Zusammenhangs nach § 
6 Abs. 2 des Hessischen Schulgesetzes einen Lernbereich bilden können, 
erforderlich. Die Zusammenarbeit der Lehrkräfte soll auch auf die persönliche 
Entwicklung der einzelnen Schülerinnen und Schüler gerichtet sein und die 
Gestaltung des Schullebens insgesamt einbeziehen. Gegenseitige 
Unterrichtsbesuche der Lehrkräfte und Gruppenhospitationen sollen durchgeführt 
werden. 

§ 4 Information der Eltern
(1) Die Förderung der Schülerinnen und Schüler erfordert die kontinuierliche und
vertrauensvolle Zusammenarbeit der an der Bildung und Erziehung Beteiligten. 
Die Schule hat neben grundlegenden Informationen und besonderen 
Informationsveranstaltungen über Bildungsgänge und Abschlüsse regelmäßige 
Beratungsgespräche über Lern- und Sozialverhalten und die Leistungsentwicklung
den einzelnen Eltern und Schülerinnen und Schülern anzubieten und sie auf das 
Recht der Einsichtnahme in die sie betreffende Schülerakte hinzuweisen (§ 72 des 
Hessischen Schulgesetzes).
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